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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die von den Mitgliedstaaten 
durchzuführenden statistischen Erhebungen zur Ermittlung des 
Produktionspotentials bestimmter Baumobstanlagen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kommission benötigt zur Erfüllung der Auf- 
gaben, die ihr durch den Vertrag und durch die 
Gemeinschaftsvorschriften über die gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und Gemüse übertragen 
worden sind, genaue Angaben über das Produktions- 
potential bestimmter Baumobstanlagen in der Ge- 
meinschaft und über mittelfristige Voraus Schätzun- 
gen der Erzeugung und des Marktangebots. 

Erhebungen über die Baumobstanlagen werden zur 
Zeit nur in einigen Mitgliedstaaten durchgeführt. 
Diese Erhebungen gestatten keine genaue, einheit- 
liche und zeitlich harmonisierte Beobachtung der 
Erzeugung und des Marktangebots an Obst. Eine 
mittelfristige Vorausschätzung der Erzeugung und 
des Marktangebots wird zur Zeit nur von einigen 
Mitgliedstaaten durchgeführt. 

Es empfiehlt sich deshalb, in allen Mitgliedstaaten 
zur gleichen Zeit nach denselben Kriterien und mit 
vergleichbarer Genauigkeit Erhebungen über den 
Obstbaumbestand für die einzelnen Obstarten vor- 
zunehmen. Da neu angepflanzte Obstbäume erst 
nach einigen Jahren in den vollen Ertrag gelangen, 
ist es angebracht, diese Erhebungen alle fünf Jahre 
zu wiederholen. Auf diese Weise können zuverläs- 
sige Daten über das Produktionspotential unter Be- 
rücksichtigung der noch nicht im Ertrag stehenden 
Obstbäume gewonnen werden. 

Es empfiehlt sich, die Erhebungen grundsätzlich 
auf die Obstbaumbetriebe zu beschränken, die min- 
destens 15 ar Obstanbaufläche mit Apfel-, Bim-, 
Pfirsich- und Apfelsinenbäumen zum Zwecke des 
Verkaufs von Obst bewirtschaften. Betriebe mit 
einer Obstanbaufläche unter 15 ar können vernach- 


lässigt werden, da sie nur in geringem Umfang das 
Marktangebot beeinflussen. 

Dabei sind in allen Mitgliedstaaten einheitlich bei 
jeder Obstart die wichtigsten Sorten zu erheben, 
wobei eine möglichst umfassende Unterteilung nach 
Sorten anzustreben ist. 

Da die Erhebungsergebnisse zur jährlichen Berech- 
nung des jeweiligen Produktionspotentials dienen 
sollen, sind auch Angaben über Alter und Pflanz- 
dichte der Bäume erforderlich; die Erhebungsergeb- 
nisse sind der Kommission möglichst rasch mitzutei- 
len. 

Für die mittelfristigen Vorausschätzungen ist es 
erforderlich, daß die Mitgliedstaaten alljährlich den 
Umfang der gerodeten Obstanbauflächen schätzen 
und der Kommission mitteilen. Es ist außerdem er- 
forderlich, der Kommission alljährlich Angaben über 
die Neupflanzungen von Obstbäumen der obenge- 
nannten Arten zu übermitteln. 

Es empfiehlt sich, in den Mitgliedstaaten, in denen 
seit der letzten Erhebung der Baumobstanlagen 
Rodungen ungewöhnlich großen Ausmaßes ermittelt 
wurden, den Umfang dieser Rodungen durch beson- 
dere Erhebungen genauer festzustellen und die 
Ergebnisse der Kommission mitzuteilen. 

Es empfiehlt sich, die Zahlenangaben zu berück- 
sichtigen, die bei der Anwendung gewisser Gemein- 
schaftsmaßnahmen zur Sanierung der Obsterzeugung 
in der Gemeinschaft anfallen. 

Es ist erforderlich, daß die Kommission Berichte 
unterbreitet, an Hand deren der Rat prüfen kann, 
inwieweit sich mit den vorgenommenen Erhebungen 
und Schätzungen die Ziele dieser Richtlinie errei- 
chen lassen; die Kommission schlägt gegebenenfalls 
eine Annäherung der Methoden vor. 

Die früheren Erhebungen über Obstbaumanlagen, 
die gemäß Richtlinie des Rates 71 /286/EWG *) in der 
Zeit von 1969 bis 1974 durchgeführt wurden, waren 
zeitlich nicht aufeinander abgestimmt. 


!) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 179 
vom 9. August 1971, S. 21 
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Erhebungen über Obstbaumanlagen wurden in 
den drei neuen Mitgliedstaaten nicht einheitlich oder 
nicht durchgeführt. 

Die Erfahrungen aus früheren Erhebungen über 
Obstbaumanlagen zeigen, daß es erforderlich ist, der 
statistischen Einteilung der technischen Erhebungs- 
merkmale eine gewisse Anpassungsfähigkeit zu ver- 
leihen. 

Es muß sichergestellt werden, daß bei der Anwen- 
dung dieser Richtlinie die Zusammenarbeit zwischen 
Mitgliedstaaten und Kommission so wirksam wie 
möglich ist, wobei die Bestimmungen für die An- 
wendung der Richtlinie nach Anhörung des Stän- 
digen Agrarstatistischen Ausschusses zu erlassen 
sind, der durch Ratsentscheidung vom 31. Juli 1972 2 ) 
eingesetzt wurde. 

Es ist erforderlich, das Verfahren festzulegen, das 
vom Ständigen Agrarstatistischen Ausschuß zu be- 
achten ist. 

Es ist erforderlich, die finanzielle Verantwortung 
der Gemeinschaft für die Ausgaben festzulegen, die 
den Mitgliedstaaten im Rahmen der in dieser Richt- 
linie vorgesehenen ersten Erhebung entstehen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten führen im Jahre 1977, danach 
alle fünf Jahre im Frühjahr, Erhebungen über 
Baumobstanlagen in ihrem Hoheitsgebiet durch, 
die der Erzeugung von Tafeläpfeln, Tafelbirnen, 
Pfirsichen und Apfelsinen dienen. 

2. Die Erhebung nach Absatz 1 betrifft alle Betriebe 
mit einer Obstanbaufläche von mindestens 15 ar, 
sofern darauf Obstbäume der in Absatz 1 genann- 
ten Arten angepflanzt sind und das darauf er- 
zeugte Obst vollständig oder überwiegend für 
den Verkauf bestimmt ist. 

Die Erhebung erstreckt sich auf Reinkulturen und 
Mischkulturen, d. h. Pflanzungen von Obstbäu- 
men mehrerer der in Absatz 1 genannten Arten 
oder Pflanzungen, auf denen eine oder mehrere 
der in Absatz 1 genannten Arten zusammen mit 
anderen Obstbäumen angebaut werden. 

Sie erstreckt sich außerdem auf Flächen, die ne- 
ben der Erzeugung von Obst auch der Erzeugng 
von anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 179 
vom 7. August 1972, S. 1 


dienen, soweit Obstbäume der in Absatz 1 ge- 
nannten Arten die Hauptkultur auf den betroffe- 
nen Flächen bilden. 

3. Die Erhebung kann als Vollzählung oder als 
Stichprobenzählung mit Zufallsauswahl durchge- 
führt werden. 

Artikel 2 

1 . Bei den Erhebungen nach Artikel 1 sind für die in 
Artikel 1 Absatz 1 genannten Obstarten die nach- 
stehenden Merkmale zu ermitteln. 

Diese Erhebungen sind so anzulegen, daß die Er- 
gebnisse in unterschiedlicher Kombination der 
genannten Merkmale dargestellt werden können. 

A. Obstsorte 

Für jede Obstart sind in der Reihenfolge ihrer 
Bedeutung so viele Sorten auszuweisen, daß je 
Mitgliedstaat mindestens 80 v. H. der Gesamt- 
anbaufläche der betreffenden Obstart nach Sorten 
getrennt auf genommen werden, in jedem Fall 
aber alle Sorten, die 3 v. H. oder mehr der Ge- 
samtanbaufläche der betreffenden Obstart aus- 
machen. 

Pfirsichbäume sind nur in Italien, Frankreich und 
Deutschland zu erheben, in Deutschland ohne 
Unterteilung nach Sorten. Apfelsinenbäume sind 
nur in Italien zu erheben. 

B. Alter der Bäume 

Das Alter der Bäume muß vom Zeitpunkt ihrer 
Einpflanzung in der Obstanlage an gerechnet 
werden. Die Pflanzsaison vom Herbst bis zum 
Frühjahr gilt als ein einheitlicher Zeitraum. Im 
Falle von Umveredlungen ist der Zeitpunkt der 
Umveredlung maßgebend. 

C. Nettoanbaufläche, Baumzahl und Pflanzdichte 
Die Erheber oder die Dienststellen, die den Er- 
hebungsbogen auswerten, ermitteln die Klasse 
der Pflanzdichte auf der Grundlage von Netto- 
anbaufläche und Baumzahl. 

Die Pflanzdichte kann auch direkt erhoben wer- 
den. 

2. Falls die Mitgliedstaaten bei den Obstanbauflä- 
chen gemäß Artikel 1 Abs. 1 weitere, den Zielen 
dieser Richtlinie entsprechende Merkmale, bei- 
spielsweise Unterlagen, Baumformen und Stamm- 
höhe, erheben lassen, sind die Ergebnisse eben- 
falls der Kommission mitzuteilen. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel, insbesondere hinsichtlich der anzuwenden- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 4. Mai 1976 - 14 - 680 70 - E - Ag 20/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschalten 
vom 13. April 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden . 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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den Alters- und Pflanzdichteklassen, werden nach 
dem Verfahren des Artikels 9 erlassen. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnah- 
men zur Einschränkung des Beobachtungsfehlers 
und zur Schätzung der Beobachtungsfehler für die 
Gesamtfläche jeder Obstart. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, damit die Stichprobenfehler in den 
Ergebnissen der Stichprobenerhebung für die 
Gesamtfläche jeder Obstart, bei einer Sicherheits- 
grenze von 68 v. H. eine Größenordnung von 
3 v. H. nicht überschreiten. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
Ergebnisse der Erhebungen in der vorgeschriebe- 
nen Unterteilung möglichst bald, jedoch vor dem 
1. April des der Erhebung folgenden Jahres mit. 

2. Die Ergebnisse gemäß Absatz 1 sind nach Pro- 
duktionszonen vorzulegen. Die Abgrenzung der 
für die Mitgliedstaaten vorzusehenden Produk- 
tionszonen werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 9 erlassen. 

Falls die Mitgliedstaaten die Erhebungsdaten 
nicht nach Produktionszonen aufbereiten können, 
sind die Ergebnisse für die im Anhang aufge- 
führten Gebiete vorzulegen. 

3. Die in Artikel 3 genannten Beobachtungsfehler 
und Stichprobenfehler sind vor dem 1. Juni des 
der Erhebung folgenden Jahres mitzuteilen. 

4. Die Mitgliedstaaten, welche die Erhebung mit 
Hilfe elektronischer Datenverarbeitung auswer- 
ten, übermitteln die Ergebnisse in einer im Ma- 
schinenverfahren lesbaren Form, die nach dem 
Verfahren des Artikels 9 festgelegt wird. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten schätzen alljährlich die in 
ihrem Hoheitsgebiet während der letzten Saison 
durchgeführten Rodungen von Anbauflächen der 
in Artikel 1 Abs. 1 genannten Obstarten und 
teilen die Ergebnisse bis spätestens 31. Dezem- 
ber der Kommission mit. 

Falls Erhebungen über den Umfang der Rodun- 
gen durchgeführt werden, sind die Ergebnisse 
bis spätestens 31. Dezember der Kommission zu 
übermitteln. 

2. Falls in einem Mitgliedstaat Rodungen gemäß 
Absatz 1 in ungewöhnlich großem Ausmaß statt- 
gefunden haben und genaue Angaben hierüber 
nicht vorliegen, führt der betreffende Mitglied- 
staat auf Antrag der Kommission und im Zusam- 
menhang mit der Kommission im Frühjahr des 
darauffolgenden Jahres Erhebungen über das 
Ausmaß der Rodungen durch, die in seinem 
Hoheitsgebiet seit der letzten Erhebung der 


Baumobstanlagen gemäß Artikel 1 Abs. 1 durch- 
geführt wurden. Der betreffende Mitgliedstaat 
teilt der Kommission innerhalb von acht Monaten 
die Ergebnisse dieser Erhebung mit. Diese Be- 
stimmung ist in den nach Artikel 1 Abs. 1 fest- 
gelegten Erhebungsjahren sowie im Jahr davor 
und dem Jahr danach nicht anwendbar. 

3. Die Zahlenangaben, die im Anschluß an die 
Anwendung anderer gemeinschaftlicher Vor- 
schriften anfallen, sind zu berücksichtigen. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
alljährlich bis spätestens 31. Dezember Angaben 
über die während der abgelaufenen Saison in 
ihrem Hoheitsgebiet erfolgten Anpflanzungen von 
Obstbäumen der in Artikel 1 Abs. 1 genannten 
Arten. Bei den Angaben ist möglichst nach Sorten 
zu unterscheiden. 

2. Die Zahlenangaben, die im Anschluß an die An- 
wendung anderer gemeinschaftlicher Vorschriften 
anfallen, sind zu berücksichtigen. 

Artikel 7 

Die Kommission untersucht im Rahmen von Konsul- 
tationen und einer ständigen Zusammenarbeit mit 
den Mitgliedstaaten: 

a) die entsprechend dieser Richtlinie mitgeteilten 
Ergebnisse; 

b) die technischen Fragen, die sich insbesondere im 
Zusammenhang mit der Vorbereitung und Durch- 
führung der unter dieser Richtlinie fallenden 
Erhebungen und Mitteilungen ergeben; 

c) die Bedeutung der Ergebnisse der unter diese 
Richtlinie fallenden Erhebungen und Mitteilun- 
gen. 

Artikel 8 

Die Kommission legt dem Rat innerhalb von zwölf 
Monaten nach der Mitteilung der Ergebnisse durch 
die Mitgliedstaaten einen Bericht über die Erfahrun- 
gen mit der ersten Erhebung in der erweiterten Ge- 
meinschaft sowie ab 1. Januar 1977 jährliche Berich- 
te hinsichtlich der Artikel 5 und 6 vor. Die Kommis- 
sion unterbreitet dem Rat gegebenenfalls Vorschlä- 
ge für eine Angleichung der in den Mitgliedstaaten 
angewendeten Methoden. Der Rat entscheidet über 
diese Vorschläge nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Abs. 2 des Vertrages. 

Artikel 9 

1. Soll das in diesem Artikel festgelegte Verfahren 
angewandt werden, so befaßt der Vorsitzende 
den durch Beschluß des Rates vom 31. Juli 1972 
eingesetzten Ständigen Agrarstatistischen Aus- 
schuß - im folgenden „Ausschuß" genannt - von 
sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines 
Mitgliedstaates. 
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2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsitzen- 
de nach der Dringlichkeit der betreffenden Frage 
bestimmen kann. Die Stellungnahme kommt mit 
einer Mehrheit von 41 Stimmen zustande, wobei 
die Stimmen der Mitgliedstaaten nach Artikel 148 
Abs. 2 des Vertrages gewogen werden. Der Vor- 
sitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

3. a) Die Kommission trifft die in Aussicht genom- 

menen Maßnahmen, wenn sie der Stellung- 
nahme des Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen nicht der Stellungnahme des Aus- 
schusses oder ist keine Stellungnnahme er- 
gangen, so schlägt die Kommission dem Rat 
unverzüglich die zu treffenden Maßnahmen 
vor. Der Rat beschließt mit qualifizierter 
Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag über- 
mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, 
so werden die vorgeschlagenen Maßnahmen 
von der Kommission getroffen. 

Artikel 10 

1. Aus dem Haushalt der Europäischen Gemein- 
schaften werden den Mitgliedstaaten die Aus- 
gaben für die 1977 durchzuführende Erhebung 
erstattet, und zwar bis zu folgenden Höchstbeträ- 
gen: 


Rechnungseinheiten 


Deutschland 89 000 

Frankreich 312 000 

Italien 628 000 

Niederlande 54 000 

Belgien 59 000 

Luxemburg 12 000 

Vereinigtes Königreich 70 000 

Irland 6 000 

Dänemark 50 000 


Den Mitgliedstaaten, die gemäß Artikel 1 Abs. 3 
Stichprobenerhebungen durchführen, werden je- 
doch im Rahmen des vorgenannten Höchstbetra- 
ges die Kosten nach einem Pauschalsatz von 
12 Rechnungseinheiten je Hektar der in der 
Erhebung tatsächlich einbezogenen Obstanbau- 
fläche erstattet. 

2. Die von den Mitgliedstaaten zu stellenden An- 
träge auf Erstattung sind vorzulegen: 

— für 31,25 v. H. der oben genannten Beträge 
nach Beginn der Durchführung der Erhebung, 

— für den Rest nach Mitteilung der Ergebnisse. 

Artikel 11 

Die Richtlinie (71 /286/EWG) des Rates vom 26. Juli 
1971 wird aufgehoben. 

Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang 


Verzeichnis der in Artikel 4 Abs. 2 erwähnten Gebiete 


Bundesrepublik Deutschland: 


Frankreich: 


Italien: 


Niederlande: 


1 . Schleswig-Holstein 

2. Niedersachsen 

3. Nordrhein-Westfalen 

4. Hessen 

5. Rheinland-Pfalz 

6. Baden-Württemberg 

7. Bayern 

8. Saarland 

9. Hamburg 

10. Bremen 

11. Berlin 

1. Nord, Picardie 

2. Basse-Normandie, Haute-Normandie 

3. Bretagne, Pays de la Loire, Poitou-Charante 

4. Centre, Region parisienne 

5. Franche-Comte, Champagne, Bourgogne 

6. Lorraine, Alsace 

7. Limousin, Auvergne 

8. Rhone-Alpes 

9. Aquitaine, Midi-Pyrenees 

10. Languedoc-Cöte d'Azur-Corse 

1. Piemonte, Valle d'Aosta 

2. Lombardia 

3. Veneto, Trentino-Alto Adige, Friuli-Venezia Giulia 

4. Liguria 

5. Emilia-Romagna 

6. Toscana 

7. Umbria, Marche 

8. Lazio, Abruzzi 

9. Campania, Calabria, Molise 

10. Puglia, Basilicata 

11. Sicilia 

12. Sardegna 

bilden ein Gebiet 


Belgien: 

Luxemburg: 

Vereinigtes Königreich: 

Irland: 

Dänemark: 


bildet ein Gebiet 

bildet ein Gebiet 

Schottland, Nordirland, Wales, 
landwirtschaftliche Regionen Englands 

bildet ein Gebiet 

bildet ein Gebiet 
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Angaben zur Finanzierung 


Anlage zum Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die von den Mitgliedstaaten durdizuführenden 
statistischen Erhebungen zur Ermittlung des Pro- 
duktionspotentials bestimmter Baumobstanlagen. 

1. Bezeichnung und Zweck der Erhebung 

Obstbaumerhebung 1977, mit dem Ziel, das Produk- 
tionspotential von Apfel-, Birn-, Pfirsich- und Apfel- 
sinenbäumen mittelfristig vorauszuschätzen. 

2. Ursprung 

Richtlinie des Rates vom 26. Juli 1971 (71 /286/EWG). 

3. Begründung 

Die Erhebung 1977 wird die erste sein, welche von 
den drei neuen Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Richtlinie durchgeführt werden wird,' 

Die Erhebung 1977 wird die erste sein, die gleich- 
zeitig von allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
durchgeführt werden wird (die zu einem früheren 
Zeitpunkt finanzierten Erhebungen verteilen sich 


auf einen Zeitraum von fünf Jahren zwischen 1969 
und 1974). 

4. Anrechnung und Schätzung der Kosten 

Es ist vorgesehen, daß die von den Mitgliedstaaten 
getätigten Ausgaben von der Kommission zum Teil 
erstattet werden, und zwar pauschal aus den Beträg- 
gen des Haushalts-Titels 264 „Statistische Untersu- 
chungen und Erhebungen für das Jahr 1977 (400 000 
RE) und 1978 (880 000 RE). In der Richtlinie 1971 war 
eine Gesamtsumme von 729 900 RE für 5330 200 ha 
in den sechs Mitgliedstaaten vorgesehen, d. h. 1,37 
RE je ha. Die gegenwärtigen Vorschläge beinhalten 
1280 000 RE für 541 000 ha in neun Mitgliedstaaten, 
d, h. 2,4 RE je ha für 1977, unter Berücksichtigung 
der Preissteigerungen während dieses Zeitraumes. 

In der Richtlinie von 1971 war eine pauschale Erstat- 
tung von 7 RE je ha tatsächlich von der Erhebung 
betroffene Obstbaumfläche (gegenüber 12 RE im 
Jahre 1977), bis zu einem Höchstbetrag, für diejeni- 
gen Mitgliedstaaten vorgeschlagen worden, welche 
die Erhebung in Form von Stichprobenerhebung 
durchführten. 
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Mitteilung der Kommission an den Rat 

Unter Berücksichtigung der gesammelten Erfahrun- 
gen legt die Kommission hiermit dem Rat eine Neu- 
fassung der Rechtsvorschriften für statistische Erhe- 
bungen über bestimmte Obstbaumanlagen vor; sie 
enthält in Übereinstimmung mit dem Bericht der 
Kommission KOM (76)2 vom 16. Januar 1976 folgen- 
de geringfügige Änderungen technischer Einzelhei- 
ten: 

— Vereinfachung durch 

i) Begrenzung des Erhebungsumfangs auf die 
wichtigen Obstarten in den Mitgliedstaaten 
(Artikel 2), 

ii) Streichung der Bestimmungen über Bewässe- 
rung und Beregnung. 

— Verlängerung der Fristen für die Mitteilungen 
an die Kommission von: 

i) Erhebungsergebnissen, Beobachtungsfehlern 
und Stichprobenfehlern (Artikel 4), 

ii) Schätzungen über die Rodungen (Artikel 5). 


— Einschaltung des Ständigen Agrarstatistischen 
Ausschusses für die Festlegung von: 

i) Einzelheiten über Altersklassen und Pflanz- 
dichteklassen (Artikel 2), 

ii) Einzelheiten der Abgrenzung von Produk- 
tionszonen (Artikel 4), 

iii) Einzelheiten der Übermittlung von Erhe- 
bungsinformationen im Falle von elektroni- 
scher Datenverarbeitung (Artikel 4). 

— Festlegung des vom Ständigen Agrarstatistischen 
Ausschusses zu beachtenden Verfahrens (Arti- 
kel 9); dieses Verfahren wurde im Artikel 7 der 
Richtlinie für statistische Erhebungen über Milch 
und Milcherzeugnisse (72/280/EWG) und in Arti- 
kel 9 der Richtlinie über den Rinderbestand (73/ 
132/EWG) bestimmt und wird jetzt im Entwurf 
einer Richtlinie für Statistiken über die Erzeu- 
gung von Schweinen (Artikel 11) vorgeschlagen. 

Der neue Wortlaut hebt die Richtlinien des Rates 
71 /286/EWG vom 26. Juli 1971, 73/358/EWG vom 
19. November 1973 und 74/195/EWG vom 10. April 
1974 auf. 
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